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Entbürokratisierung im Umweltrecht

Vortrag auf den Sitzungen 
der AG Düsseldorf am 18.09.2006 in Kamp-Lintfort, 
der AG Münster am 19.09.2006 in Lengerich und 
der AG Köln am 27.11.2006 in Bergisch-Gladbach
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

meine sehr verehrten Damen und Herren,

Ich möchte Ihnen drei laufende Projekte vorstellen, die uns im Umweltbereich derzeit beschäftigen, und die uns in Sachen Entbürokratisierung hoffentlich weiterbringen werden.

Dies ist zum einen die Reform der Umweltverwaltung gewissermaßen als Entbürokratisierungsprojekt im Verwaltungsvollzug;

zum zweiten die Novellierung des Landschaftsgesetzes
und zum Dritten die Novellierung des Landeswassergesetzes, auch wenn uns das erst rudimentär bekannt ist.

Alle 3 Projekte weisen für die Kommunen in die richtige Richtung. Es gibt aber noch einigen Klärungsbedarf.

Beginnen wir mit der Reform der Umweltverwaltung.

Wenn wir uns der Reform der Umweltverwaltung zuwenden, müssen wir uns zunächst den Status quo vor Augen führen. Für den Vollzug des geltenden Umweltrechtes leistet sich das Land derzeit

10 staatliche Umweltämter, 

10 staatliche Ämter für Arbeitsschutz, 

1 staatliches Amt für Umweltschutz und Arbeitsschutz in OWL, 

8 Ämter für Agrarordnung, 

5 Bergämter, 

das Landesumweltamt, 

die Landesanstalt für Ernährungswirtschaft und Jagdwesen und 

die Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten. 

Daneben die 5 Bezirksregierungen und natürlich die 54 Kreise und kreisfreien Städte mit ihren Funktionen als untere Behörden in den Bereichen Bodenschutz, Abfallwirtschaft und Wasser. 

Um in diesem Behörden-Dschungel zu klären, „wer was macht“, bedarf es eines Regelwerkes mit einem Umfang von 23 Seiten in der Gesetzes- und Verordnungssammlung des Landes. Wenn Sie diese „Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des technischen Umweltschutzes“ in den Händen halten, dann packt Sie entweder die Lust am Entbürokratisieren – oder die Verzweifelung!

Die Landesregierung sieht dies offenbar genauso. Und so ist die Reform der Umweltverwaltung ein Schwerpunkt der großen Verwaltungsstrukturreform. Was soll damit erreicht werden?

Es sind zwei wesentliche Ziele:

1.
Bündelung und Konzentration in der Behördenstruktur

2.
Die Umsetzung des sog. Zaunprinzipes.
Den Prozess der Bündelung und Konzentration hat das Land jetzt verbindlich auf den Weg gebracht. Seit dem 15.08.2006 liegt der Gesetzentwurf für die Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen vor. Dieser Entwurf sieht vor, dass insgesamt 37 der eben genannten Behörden in die fünf Bezirksregierungen integriert werden. Sofern der Landtag entsprechend beschließt, wird es diese Sonderbehörden ab dem 01.01.2007 nicht mehr geben. Das Land wäre damit einer Forderung nachgekommen, die der Städte- und Gemeindebund schon Ende der 90er Jahre im Rahmen der Diskussion um die Modernisierungsgesetze der Regierung Clement aufgestellt hatte. 

Das zentrale Anliegen der Reform der Umweltverwaltung ist die Verwirklichung des sogenannten Zaunprinzips. Um das zu verstehen, muss man sich wiederum die heutige Situation vor Augen führen. 

Wenn Sie heute Betreiber einer Anlage sind, die nach dem Immissionsschutzrecht der Genehmigung bedarf, sind Sie mitten in dem oben erwähnten Behörden-Dschungel. Sie reden mit dem STUA über die immissionsrechtliche Genehmigung. Sie haben Kontakt zur Kreisverwaltung – dort sitzen die unteren Behörde für die Bereiche Bodenschutz; Wasser und Abfall. Sie werden aber auch die Bekanntschaft einer weiteren Sonderbehörde machen – dem staatlichen Amt für Arbeitsschutz, dass sich um die Arbeitssicherheit ihrer Anlage kümmert. Sie brauchen vielleicht auch noch Genehmigung der unteren Bauaufsicht - das kann der Kreis oder die Stadt sein. Und natürlich wird ihr Abwasser von der Kommune entsorgt, ebenso wie der Abfall, soweit er überlassungspflichtig ist. 

Das Zaunprinzip setzt dieser Vielzahl von Ansprechpartner den Grundsatz entgegen: Ein Kunde – ein behördlicher Ansprechpartner. So viele behördliche Leistungen wie möglich sollen aus einer behördlichen Hand erbracht werden. Deshalb wird um die Anlage einer gedanklicher Zaun gezogen, der alle weiteren Anlagen erfasst, die in einem räumlichen, organisatorischen oder betriebstechnischen Zusammenhang mit der Hauptanlage stehen. Innerhalb dieses Zauns hat der Betreiber es dann künftig nur noch mit einer Behörde zu tun.

Das ist ein sinnvolles Prinzip. Wir haben dieses Ziel auch immer unterstützt.

Das Zaunprinzip funktioniert aber nur, wenn auch die kommunale Ebene neue Aufgaben übernimmt, und zwar in erster Linie die Kreisebene. Ein Teil der Anlagen, die das Leitverfahren für das Zaunprinzip ausmachen, soll in kommunale Hand wechseln. Dann wäre eine kommunale Behörde der einheitliche Ansprechpartner. Verbleibt die Anlage in staatlicher Hand, werden durch den Zaun bestimmte Aufgaben verstaatlicht, die bislang auf der Kreisstufe wahrgenommen wurden.

Wir haben das immer für richtig gehalten. Jetzt stellt sich aber konkret die Frage, wie denn künftig die Aufgabenteilung zwischen Land uns Kommunen sein soll. 

Anders gefragt: Wie weit kann die Kommunalisierung von Aufgaben gehen?

Wir haben landesweit 13.200 Anlagen, die nach dem BImSchG genehmigungspflichtig sind. Diese sind derzeit der Hauptstreitpunkt.

In der bisherigen Diskussion stehen sich zwei Maximalpositionen gegenüber. Das Umweltministerium auf der einen Seite muss zwar die Vorgabe des Kabinettsbeschlusses vom 02. Mai 2006 umsetzen und deshalb so viele Aufgaben wie möglich kommunalisieren. Das Ministerium scheint diesen Auftrag aber möglichst eng auslegen zu wollen, um seine Kernkompetenzen im Bereich des technischen Umweltschutzes nicht aufgeben zu müssen.

Auf der anderen Seite stehen die Verbände der künftigen Aufgabenträger, also Städtetag und Landkreistag Nordrhein-Westfalen. Die haben zu erkennen gegeben haben, dass sie sich eine weitestgehende Übernahme der Aufgaben im Immissionsschutz vorstellen können.

Der Städte- und Gemeindebund ist hier in einer Art Zwischenposition. Als Aufgabenträger für den Bereich des Immissionsschutzes kommen die kreisangehörigen Städte und Gemeinden sicherlich nicht in Frage. Andererseits haben wir den Grundsatz „kommunal vor Staat“ immer hochgehalten. 

Wir dürfen aber eine Sache nicht vergessen. Jeder Aufgabenzuwachs bei den Kreisen erhöht bei uns das finanzielle Risiko, über die Kreisumlage stärker belastet zu werden. 

Die absolut unverrückbare Grundvoraussetzung für jede Aufgabenübertragung an die Kreise und kreisfreien Städte muss deshalb auch im Bereich der Umweltverwaltung die Einhaltung des strikten Konnexitätsprinzipes sein. Nur wenn die den Kreisen entstehenden Kosten durch das Land vollumfänglich und dauerhaft ausgeglichen werden, ist ein Aufgabenzuwachs bei den Kreisen für uns akzeptabel. 

Ich sage das ganz deutlich – auch an die Adresse der anderen Spitzenverbände: Nur in dem Maße, in dem wir uns darauf verlassen können, dass wir bei der Konnexitätsforderung keine Abstriche machen, können wir deren Werben um neue Aufgaben vielleicht mittragen. 

Wir werden uns aber auch darüber hinaus in die Debatte um die Aufgabenstruktur weiter einmischen. Denn  auch die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben ein Interesse daran, dass die Verwaltungsstrukturen im Lande fachlich sinnvoll und wirtschaftlich effizient organisiert werden.

Fachlich überzeugend und wirtschaftlich sinnvoll: Das sind die Maßstäbe, an denen wir Kommunalisierungsvorschläge messen. 

Was die fachlich Eignung angeht, müssen wir feststellen, dass beide Vorschläge, sowohl der des MUNLV als auch der des Städtetages gewisse Zweifel aufwerfen. So leuchtet mir z.B. bei den Vorschlägen des Städtetages nicht ein, warum die Kreise und kreisfreien Städte künftig die Genehmigungs- und Überwachungstätigkeit an den großen Chemiestandorten des Landes übernehmen sollen. Das Störfallpotential und die überörtliche, wenn nicht sogar überregionale Bedeutung dieser Anlagen sprechen aus meiner Sicht deutlich für eine staatliche Zuständigkeit. 

Andererseits erscheinen auch manche Abgrenzungen, die im Vorschlag des Umweltministeriums enthalten sind, als recht willkürlich. Dies gilt insbesondere dann, wenn bestimmte Mengenschwellen oder Leistungsstärken einer Anlage für die Zuständigkeit maßgeblich sein sollen. Für einen gleichen Anlagentyp sollten keine unterschiedlichen Zuständigkeitsregelungen getroffen werden, sonst bleibt die Verwaltungsvereinfachung auf der Strecke. 
Fachlich dürfte deshalb die Wahrheit irgendwo zwischen den beiden jetzt auf dem Tisch liegenden Vorschlägen liegen.

Was die wirtschaftliche Vertretbarkeit angeht, haben wir noch viele Fragen. Die Masse der Aufgaben, die zu einer Kommunalisierung anstehen, werden bislang von den staatlichen Umweltämtern wahrgenommen. Die staatlichen Umweltämter beschäftigen an 11 Standorten im Land ca. 1.600 Mitarbeiter. Das kleinste StUA ist in Siegen und hat 43 Mitarbeiter. Das größte befindet sich in Köln mit 242 Mitarbeitern. Von den 1.600 Mitarbeitern der staatlichen Umweltämter werden viele in die Bezirksregierungen wechseln. 

Die restlichen Mitarbeiter sollen künftig auf 54 Behörden im Land verteilt werden. Ob dies angesichts des spezialisierten Sachverstandes, den Aufgaben des technischen Umweltschutzes voraussetzen, sinnvoll ist, muss zumindest hinterfragt werden. 

Wir stellen fest, dass die Diskussion bislang über einen Streit über die Verteilung von Anlagen nicht hinausgegangen ist. Die spannenden Fragen der personalwirtschaftlichen und finanziellen Umsetzbarkeit eines jedweden Konzeptes sind bislang ausgeblendet worden. Das Land ist hier in der Pflicht, sehr schnell verwertbares Datenmaterial vorzulegen, weil ansonsten jede Aufgabendiskussion praxisfern bleiben wird.

Das Land betreibt die Verwaltungsreform, ob Geld zu sparen. Das Land muss aber auch das Konnexitätsprinzip einhalten, d.h. es muss die bei den Kommunen entstehenden Kosten voll umfänglich ersetzen. Wenn beide Ziele zusammengehen sollen, muss die Aufgabenwahrnehmung nach der Reform insgesamt kostengünstiger sein als vor der Reform. Wenn dies nicht gewährleistet ist, lohnt die Reform ihren Aufwand nicht. Der Städte- und Gemeindebund würde einer solchen Reform jedenfalls nicht die Hand reichen.

Die Straffung der Verwaltungsstrukturen ist eine Baustelle der Entbürokratisierung im Umweltbereich in Nordrhein-Westfalen. 

Die Entschlackung der Vorschriften, die von dieser Verwaltung umzusetzen sind, ist eine andere. Das Land hat sich hier zunächst das Landschaftsgesetz und das Landeswassergesetz vorgeknöpft. Beides Gesetze mit großen Wirkungen für die Kommunen. 

Zunächst zum Landschaftsgesetz, denn hier liegt bereits ein Referentenentwurf vor. Aus kommunaler Sicht ging es uns beim Naturschutz immer darum, die Chancen für eine dynamische Entwicklung unserer Kommunen zu erhalten. Deshalb ist vor allen Dingen das Verhältnis der Bauleitplanung zum Naturschutzrecht in ein vernünftiges Verhältnis zu setzen. Hier bringt der Gesetzentwurf eine ganze Reihe von Verbesserungen. 

Zwei davon möchte ich kurz darstellen:

Erstens die Änderungen bei der sog. Eingriffsregelung 

und 

zweitens die Veränderungen beim gesetzlichen Biotopschutz. 

Zunächst zur Eingriffsregelung:
Sie alle wissen, dass Eingriffe in Natur und Landschaft ausgeglichen werden müssen. Der Eingriffsausgleich ist ein wichtiges Element der Bauleitplanung und darüber hinaus ein immer bedeutend werdender Kostenfaktor in der Bauleitplanung. Gleiches gilt natürlich auch für die Verwirklichung von einzelnen Maßnahmen. Unser Bestreben war es immer, die Eingriffsregelung auf das naturschutzfachlich notwendige Maß zurückzuführen. So haben wir es z.B. immer als widersinnig erachtet, wenn der Bau von Einrichtungen, die unstreitig dem Umweltschutz dienen, überhaupt als Eingriff in Natur und Landschaft betrachtet wird. 

Dieser Grundgedanke ist im BNatSchG auch anerkannt. So gilt z. B. der Bau von Lärmschutzanlagen nicht als Eingriff. Wir haben eine solche Regelung auch immer für Abwasserkanäle gewünscht – ein Thema besonders für Gemeinden mit schwieriger topografischer Lage und deshalb hohen Abwassergebühren. 

Hier kommt man uns jetzt zum Teil entgegen. Kanalleitungen sind künftig kein Eingriff mehr, wenn sie im Baukörper von Straßen und befestigten Wegen erstellt werden. Der Sinn und Zweck dieser Einschränkung erschließt sich uns nicht und wir hoffen, dass man hier vielleicht noch auf die besseren Argumente des Städte- und Gemeindebundes hören wird.

Wir haben immer gefordert, dass Grundstücke, die bereits einmal baulich genutzt worden sind, nicht durch ein mehr oder weniger zufällig entstandenes Biotop der baulichen Nutzung entzogen werden können. Dieser Forderung soll das Landschaftsgesetz künftig umfassend Rechnung tragen. Wenn künftig durch eine bauliche Nutzung ein Biotop beseitigt wird, stellt dies keinen Eingriff mehr dar, wenn die Fläche in der Vergangenheit rechtmäßig baulich oder für verkehrliche Zwecke genutzt war. Dies ist nicht nur ein Beitrag zur Entbürokratisierung, sondern auch ein positives Signal zur Reduzierung des Flächenverbrauches. Mit dieser Regelung wird die Revitalisierung von Brachflächen erheblich erleichtert.

Mit einer Reihe weiterer Veränderungen wird die Eingriffsregelung besser handhabbar gemacht:


· Positiven Wirkungen eines Eingriffs werden bei Ausgleichspflicht stärker berücksichtigt.

· Weiterleitungspflicht von Ersatzgeld nach 3 Jahren wird abgeschafft. 

Zum zweiten Schwerpunkt: Biotopschutz:

Der zweite Schwerpunkt der Novelle ist der gesetzliche Biotopschutz. Ein immerwährendes Thema in der Bauleitplanung und in der Baugenehmigungspraxis. Dazu muss man wissen, dass das strenge Schutzregime völlig unabhängig von irgendwelchen Schutzgebietsausweisungen oder Kartierungen eingreift. Finden Sie auf einem Grundstück ein geschütztes Biotop, ist das Grundstück grundsätzlich der baulichen Nutzung entzogen. 

Deshalb ist es von enormer Bedeutung, wie der Katalog dieser Biotope ausgestaltet ist. Nordrhein-Westfalen ist in der Vergangenheit immer über das bundesrechtlich vorgegebene Maß hinausgegangen. Dies wird jetzt anders. NRW reduziert die geschützten Biotope auf das Niveau des Bundes. 

Eine einzige Ausnahme bleibt: Die sog. artenreichen Magerwiesen.

Sie machen nur noch einen Anteil von ca. 1 % des Grünlandes in NRW aus. Man könnte also meinen, dass dies kein großes Problem darstellt. Problematisch ist aber, dass sich gerade dieser Biotoptyp in ganz wenigen Gemeinden konzentriert – im Siegerland. Die Gemeinde Wilnsdorf z. B. hat auf der Basis dieses Biotopschutzes kaum noch Möglichkeiten, in adäquater Form Bauland bereitzustellen. Sie können sich vorstellen, dass diese Gemeinde sich von der Reform des Landschaftsgesetzes mehr erhofft hatte.

Künftig soll es einen Vorrang von bereits entstandenen Baurechten vor dem gesetzlichen Biotopschutz geben. Damit ist gemeint, dass überall dort, wo ein Bebauungsplan besteht, Biotope, die sich nachträglich gebildet haben, nicht mehr geschützt sind. Von dem durch den Bebauungsplan begründeten Baurecht kann also unabhängig von möglicherweise entstandenen Biotopen Gebrauch gemacht werden. 

Dies ist ein richtiger Schritt. Ein weiterer Schritt fehlt aber noch: Denn was für Baurechte auf der Basis von Bebauungsplänen gilt, muss im Grundsatz auch für Baurechte im unbeplanten Innenbereich gelten. Hier muss der Grundsatz gelten: „Baurecht ist Baurecht“. Ob sich dies aus dem Bebauungsplan oder aus § 34 BauGB ergibt, kann keinen Unterschied machen. 

Ein echtes bürokratisches Posenspiel wird mit der Novelle ebenfalls beseitigt. Auf der Basis des geltenden Rechtes hatten wir folgende kuriose Situation. Für bestimmte bauliche Vorhaben brauche ich zwingend einen Bebauungsplan. Wenn ein solches Vorhaben mit einem geschützten Biotop in Konflikt gerät, gibt es die Möglichkeit, vom Biotopschutz eine Befreiung zu erreichen. Diese Möglichkeit gibt es aber bisher nur im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. Eine Ausnahme für einen Bebauungsplan sieht das Gesetz nicht vor. So konnte es vorkommen, dass sich eine Kommune mit der zuständigen Landschaftsbehörde darüber einig war, dass eine Befreiung vom Biotopschutz grundsätzlich erteilt werden könnte. Der Bebauungsplan konnte aber trotzdem nicht rechtmäßig aufgestellt, weil es formal an einer Befreiungsmöglichkeit schon auf der Planebene fehlte. Ein Vorhaben, das also unstreitig von der Kommune und von der Landschaftsbehörde gewollt ist, kann derzeit allein an einer formaljuristischen Hürde scheitern. Damit macht die Novelle Schluss und das ist richtig so.

Weitere Verbesserungen

Es gibt eine Reihe weiterer Verbesserungen, die man unter dem Stichwort „Bürokratieabbau“ positiv verbuchen kann: 


· Die Abschaffung der Landschaftsbeiräte bei der höheren und bei der obersten Landschaftsbehörde

· Die Umwandlung der Genehmigungspflicht für Landschaftspläne in ein Anzeigeverfahren;

· Die Reduzierung der Mitwirkungsrechte der anerkannten Naturschutzvereine beim Vollzug des Landschaftsgesetzes.

Auch wenn wir uns an der einen oder anderen Stelle noch mehr gewünscht hätten, müssen wir feststellen, dass das in Land in einem Umfang Positionen des Städte- und Gemeindebundes übernommen hat, den wir nicht erhofft hatten. Mein Fazit lautet also: Im Naturschutzrecht findet Vereinfachung und Entbürokratisierung statt.  Wenn das Land bereit wäre, seine Philosophie an der einen oder anderen Stelle noch konsequenter zu verfolgen, würden wir das sehr begrüßen.

Landeswassergesetz: 

Ein letzter Punkt, den ich heute ansprechen möchte, ist das Landeswassergesetz. Auch das Landeswassergesetz war in den vergangenen Jahren wiederholt Gegenstand von Änderungen. Wir erwarten in den nächsten Wochen eine neuerliche Novelle. Zwei Themenkreise sind jedoch schon vor der Erstellung des Referentenentwurfes bekannt gemacht und diskutiert worden. 

Der erste Themenkreis betraf die Frage der Privatisierung der Abwasserbeseitigung. Es gibt ja Leute, die behaupten, Privatisierung sei gleichzeitig auch Entbürokratisierung, so dass ich mir erlauben kann, dieses Thema auch unter dem Generalthema Entbürokratisierung anzusprechen. Die ursprünglichen Pläne des Umweltministeriums sahen vor, in einem neuen Landeswassergesetz die Möglichkeit zu eröffnen, die Abwasserbeseitigungspflicht der Kommunen zu privatisieren, d.h. von privaten Unternehmen durchführen zu lassen. Gegen diesen Vorschlag haben wir uns heftigst gewehrt.

Und wie es scheint – mit Erfolg! 

Die Einführung einer Privatisierungsmöglichkeit hätte sofort dazu geführt, dass die kommunale Abwasserentsorgung umsatzsteuerpflichtig geworden wäre. Alle seriösen Schätzungen gehen für diesen Fall davon aus, dass sich die Abwassergebühren automatisch ungefähr in Höhe des Mehrwertsteuersatzes erhöhen. Es gab weitere Gründe, eine Privatisierungsmöglichkeit abzulehnen. 

Aber das Argument, auf dem Rücken der Gebührenzahler werde privaten Unternehmen ein neues Geschäftsfeld erschlossen, hat offenbar den Umweltminister davon überzeugt, diese Pläne nicht weiterzuverfolgen. Wir können ihm an dieser Stelle nur den Rücken stärken und hoffen, dass ihm aus anderen Teilen der Regierungskoalition hier nicht ein neuerlicher Kurswechsel aufgezwungen wird.

Der zweite Themenkomplex, der bei der Novellierung des Landeswassergesetzes eine Rolle spielen wird, ist die Frage der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen. Über dieses Thema ist in den letzten Jahren erheblich gestritten worden. Auch hier haben viele Kommunen befürchtet, dass ihnen bürokratische Standards und schwierige Umsetzungsfragen drohten. Die entsprechenden Vorschriften sollen jetzt aus der Bauordnung in das Landeswassergesetz überführt werden. Die genaue Ausgestaltung ist noch offen. 

Wir werden uns als Verband für zwei Dinge einsetzen:

Erstens werden wir dafür streiten, dass den Kommunen in diesem Themenfeld keine neuen Pflichten auferlegt werden.

Zweitens werden wir uns dafür einsetzen, dass den Kommunen, die darauf angewiesen sind, das Problem undichter privater Hausanschlussleitungen anzugehen (etwa wegen der Fremdwasserproblematik) ein vernünftiges Instrumentarium an die Hand gegeben wird. 

Mein Fazit für heute: 

1. Bei der Verwaltungsreform sind gute Ansätze für eine weniger bürokratische Umweltverwaltung erkennbar. Die entscheidenden Fragen der Finanzierung sind jedoch offen. 


2. Im Bereich der Gesetzgebung wird mit der Novellierung des Landschaftsgesetzes ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung gemacht. 


3. Der Verzicht auf eine Privatisierungsoption in der Abwasserbeseitigung ist aus kommunaler Sicht nur zu begrüßen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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